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„Gesetzliche Mindestlöhne in Branchen einführen, in denen es keine tariflichen und rechtlichen Untergrenzen gibt“
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- Es gilt das gesprochene Wort -

Anrede,

„Der Lohn muss der Leistung entsprechen und den angemessenen Lebensbedarf des Arbeitenden und seiner Familie decken.“ So steht es in Artikel 24 Abs. 2 unserer Landesverfassung.

Und genau darüber reden wir heute – mal wieder – denn wir haben ja auch im letzten Jahr an dieser Stelle schon einmal über Mindestlöhne gesprochen. Und der Arbeitsminister dieses Landes hat hier in diesem Parlament sogar Mindestlöhne angesprochen, wenn wir andere Themen – die ihm offensichtlich nicht lagen – debattierten.

Während nach einer Kienbaum-Studie die deutschen Manager europaweit die höchsten Gehälter erhalten – in der Studie steht wirklich erhalten, nicht verdienen – gibt es in Deutschland rd. 2,5 Mio. Vollzeitbeschäftigte für Löhne, die weniger als das sog. Durchschnittseinkommen ausmachen.

Das ist ein Skandal! Ebenso, wie es ein Skandal ist, dass sich die Union auf Bundesebene verweigert, diesem Elend ein gesetzliches Ende zu bereiten – Mindestlöhnen zuzustimmen.

Ja – wir halten die Tarifautonomie hoch. Sie ist zu schützen und erhaltenswert. Die Tarifvertragspartner handeln meistens sowohl zum Wohle der Wirtschaft, aber auch natürlich zum Wohle der Beschäftigten. Deshalb haben Tarifverträge für uns einen hohen Stellenwert.

Aber wir alle dürfen die Augen nicht davor verschließen, dass die Tarifbindung in Deutschland abnimmt. 

In Westdeutschland sind nur noch rd. 70 %, in Ostdeutschland knapp 50% der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei tarifgebundenen Unternehmen beschäftigt. Und was die Allgemeinverbindlichkeit angeht, so ist auch deren Reichweite begrenzt. Aber zur Allgemeinverbindlichkeit und zum Entsendegesetz komme ich später noch einmal – wissen wir doch um die neu gefundene Leidenschaft des Arbeitsministers.

Es gibt jedoch Branchen, in denen Tarifvertrag, Allgemeinverbindlichkeitserklärung und Entsendegesetz nicht ausreichen. 

Und da kann der Arbeitsminister seine Gutmenschreden halten wie er will, in diesen Branchen ist dann der Gesetzgeber gefordert. Wir dürfen nicht tatenlos zusehen, wie immer mehr Beschäftigte zu Armutslöhnen arbeiten müssen. Wir brauchen eine klare politische Position, die auch den Unternehmen deutlich macht: Hier ist Schluss! Hier geht es nicht mehr um Produktivität! Hier beginnt die Ausbeutung! Deshalb sagen wir Sozialdemokraten: Wo andere Instrumente nicht greifen brauchen wir Mindestlöhne - ohne wenn und aber.

Wir – die Politik – müssen Lohndumping verhindern und die Beschäftigten vor Ausbeutung schützen.

Und – vergessen wir dabei nicht – die positiven Erfahrungen im Baubereich haben belegt, dass Mindestlöhne auch die Konkurrenzfähigkeit und das Überleben heimischer Betriebe stärken können.

Der Handwerkspräsident im Rhein-Main-Gebiet, Bernd Ehinger, spricht aus, was viele andere denken: „ Im Handwerk sind bestimmt viele Betriebe für einen branchenspezifischen Mindestlohn – auch wenn sich die Befürworter mit öffentlichen Äußerungen zurückhalten. Mir konnte bis jetzt noch niemand sagen, welche Alternative wir haben. Wir können den freien Fall der Löhne nicht länger akzeptieren.“

Der Mann vom Fach hat Recht.

Und genau das hat auch die Christlich-Demokratische Arbeitnehmerschaft Deutschlands – CDA – erkannt. 

So fordert die CDA in ihrer Unterschriftenliste - der hier anwesende Vorsitzende kann mich korrigieren:

„Eine Erleichterung der AVE und eine Ausweitung des Entsendegesetzes sind dringend notwendig, reichen aber für eine umfassende Bekämpfung von Armutslöhnen nicht aus. Deshalb muss der Gesetzgeber zusätzlich eine absolute Lohnuntergrenze oberhalb der Armutsgrenze festlegen.“

Herr Laumann – das ist die Initiative der Organisation, deren Bundesvorsitzender Sie sind. Aber, was macht Herr Laumann in der Öffentlichkeit? Er tut so, als gebe es diese Aktion nicht oder versucht den Inhalt der Aktion zu verfälschen:

Die WELT 29.03.07: Karl-Josef Laumann: „Die Gewerkschafter in der CDA fordern keine Mindestlöhne, sie fordern anständigen Lohn für anständige Arbeit. Das habe ich Zeit meines Lebens unterstützt.“

Herr Minister, wenn Ihre Interpretation von „deshalb muss der Gesetzgeber zusätzlich eine absolute Lohnuntergrenze oberhalb der Armutsgrenze festlegen“ anständiger Lohn ist, dann setzen Sie sich endlich für diese Art des anständigen Lohns in Berlin ein. Dieser anständige Lohn ist nämlich ein Mindestlohn!

Und es ist immer wieder schön, wie massiv die CDA im Land gegen diese Landesregierung zu Felde zieht. Bei Mindestlöhnen treffen wir in allen Teilen des Landes auf den innnerparteilichen Widerstand der CDA.

In meinem Heimatkreis Unna: CDA Kreis Unna spricht sich einstimmig für gesetzlichen Mindestlohn aus.

Oder mein persönliches Erlebnis beim Mai-Empfang in Dülmen. Natürlich habe ich für die Einführung des Mindestlohnes gesprochen. Einzig Kollege Jostmeier war „not amused“. Aber das Schlusswort hielt der CDA-Vorsitzende. Und so schrieb denn auch die Dülmer Zeitung:

„Doch auch Bernd Wiesel, Chef der CDA Dülmen, setzte sich für einen gesetzlichen Mindestlohn als `Baustein für sozialen Frieden` ein. `Wir unterstützen die Unterschriftenaktion. Stoppt die Armutslöhne! Sie sind ein Anschlag auf die Würde des Menschen und stehen im krassen Widerspruch zur christlichen Soziallehre.“

Oder wie berichtete ddp am 27.03.07: „Der CDU-Arbeitsmarktexperte Ralf Brauksiepe verteidigt die Unterschriftenkampagne der CDU-Sozialausschüsse CDA für Mindestlöhne. Es gehe um eine Aktion von CDU-Gewerkschaftern, und er finde es `völlig in Ordnung`, wenn auch die CDA an dieser Stelle deutlich zeige, wo sie stehe, sagte der arbeitsmarktpolitische Sprecher der Unions-Fraktion am Dienstag im Deutschlandfunk. 

Die CDA wolle beim Mindestlohn weiterkommen.“ Das will der CDA-Vorsitzende wahrscheinlich auch, der Arbeitsminister des Landes Nordrhein-Westfalen aber nicht. Welchen Hut haben Sie heute auf, Herr Laumann? 

So Ihre CDA´ler Herr Laumann. Das ist die Wahrheit! Mit ihrer Wackelposition blockieren Sie ihre eigene Arbeitnehmerorganisation. Sie machen keine Arbeitnehmerpolitik, sondern schwächen die Arbeitnehmer in ihrer Partei, sie benutzen die CDA für den konservativen Flügel. Pfui !

Kommen wir zum Entsendegesetz: Bundesminister Müntefering hat bereits angekündigt, dass weitere Branchen in das Entsendegesetz aufgenommen werden sollen. Und das ist gut so.

Da gerade Sie – Herr Laumann – ja gerne mit den Löhnen aus dem östlichen Ausland zur Verhinderung des Mindestlohnes kokettieren, sollten Sie dem Bestreben des Bundesarbeitsministers zur Seite springen. Ihr Hinweis darauf, dass Norbert Blüm die letzten Tarifverträge ins Entsendegesetz aufgenommen hat, bevor die Union wieder in Regierungsverantwortung kam, ist wenig hilfreich. Zumal Norbert Blüm zu den stärksten Befürwortern von Mindestlöhnen zählt! 

Ihre Kollegen in Berlin sind hier jedoch eher passiv, skeptisch, ja geradezu sauer auf diese Initiative von Franz Müntefering war. Von Beteiligung kann keine Rede sein.  

Die Unternehmen, die unter das Entsendegesetz fallen müssen ihre Beschäftigten nach dem deutschen Tarifvertrag bezahlen. So werden Beschäftigte der entsprechenden Branche vor Dumpinglöhnen geschützt. Für die heimischen Unternehmen werden dadurch Wettbewerbsverzerrungen durch Lohndumping ausländischer Arbeitnehmer reduziert.

Im Koalitionsausschuss wurde seitens der SPD vorgeschlagen, dass diese Allgemeinverbindlichkeit – wie schon beim Bau und den Gebäudereinigern – durch Verordnung des Kabinetts erfolgt. D.h.: die Tarifparteien machen die Vereinbarung, das Kabinett gibt ihr durch Verordnung Gültigkeit.

Die Union lehnte die Verordnung ab. Sie wollen die Entscheidung in die Verantwortung eines Tarifausschusses legen. Das hieße, dass die Arbeitgeber im Tarifausschuss die Wirkung des Entsendegesetzes voll aushebeln könnten. Das konnte so nicht akzeptiert werden. Da greift das Bild vom Bock und dem Gärtner.

Herr Arbeitsminister, Herr CDA-Vorsitzender! Wenn Sie Ihre immer wieder medienwirksamen Äußerungen – gerade im Vergleich zu Ost-Ländern – ehrlich meinen, dann heben Sie endlich diese Blockade ihrer CDU-Freunde auf.

Anrede,

Hier wird ja immer wieder der Kombilohn als die Laumannsche-Rettung des Existenzminimums dargelegt. Wir alle wissen, dass durch staatliche Subventionierung von Löhnen die Löhne weiter unter Druck geraten, stehen Sie heute anders da, als noch in der Debatte vor einem Jahr. Sagten Sie doch noch hier im Plenum am 05.04.06: „Je breiter Sie in den Ansatz einer Kombilohnüberlegung gehen, desto mehr stellt sich die Frage von Mindestlöhnen zwingend, weil sonst der Kombilohn in der Subvention eine Wirkung auf die Löhne nach unten bekommt, die Sie am Ende nicht mehr ausgleichen können.“

Herr Laumann.  was denn jetzt? Kombilohn nehmen Sie für sich ausschließlich – auch in Berlin – in Anspruch. Wenn Kombilohn, dann zwingend auch Mindestlohn. So zumindest letztes Jahr. Jetzt prahlen Sie mit Kombilohn, aber von Mindestlohn wollen Sie nichts mehr wissen!? Gehört dieser Sinneswandel auch zur christlichen Soziallehre?! Wohl kaum. Eher zu den Ur-Vätern der Union `Was kümmert mich mein Geschwätz von gestern`.

Und die neueste Masche. Laumann der Retter über Allgemeinverbindlichkeitserklärungen. Die Mär mit dem leeren Blatt Papier ist, wie Sie nach der letzten Plenarsitzung sicher selber recherchiert haben, in Ihrem im Internet veröffentlichten Tarifspiegel nachzulesen. 

Ebenso, dass Sie Tarifverträge nur auf Antrag allgemeinverbindlich erklären können. Wenn Sie dann gleich auf allgemeinverbindliche Tarifverträge Ihrer Vorgänger zu sprechen kommen, vergessen Sie nicht auch darzulegen, wie viel Anträge dem gegenüber standen. Hier zeigt sich die eigentliche Schwäche der Allgemeinverbindlichkeitserklärung. Es muss für die Arbeitsminister einfacher werden, die Allgemeinverbindlichkeit zu erklären. Da muss der Arbeitsminister auch mal gegen die Unternehmen das Kreuz durchdrücken und sich nicht hinter dem Gesetz verstecken. Im Übrigen sollten Sie etwas zurückhaltender sein mit Ihrer Behauptung, Sie seien der einzige Minister in Deutschland, der Tarifverträge als allgemeinverbindlich erklärt. 

Anrede,

ein gesetzlicher Mindestlohn ist eine einfache und unbürokratische Lösung und eine klare Orientierung für alle. Länder, wie z.B. Großbritannien belegen, das unter Beteiligung der Gewerkschaften eine Kommission die jeweilige Anpassung nach wirtschaftlichen und sozialen Faktoren empfiehlt. Der Wirtschaft geht es gut, die Arbeitslosigkeit wurde abgebaut.

Geben Sie Ihre Blockade auf. Halten Sie es mit Norbert Blüm: „Sie sägen den Ast ab, auf dem sie sitzen. Der Mindestlohn muss her.“
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